
LANDESAMT FÜR GEOINFORMATION UND LANDENTWICKLUNG 
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Sie wird vom Landratsamt Main-Tauber-Kreis - untere Flurbereinigungsbehörde - 
durchgeführt. 
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 Es wird mit einer Fläche von rd. 441 ha in dem aus der Gebietskarte vom 

07.11.2016 näher ersichtlichen Umfang festgestellt. 
Die Begründung und die Gebietskarte sind Bestandteile dieses Beschlusses. 
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4. a) Inhaber von Rechten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur 
Beteiligung am Verfahren berechtigen, z. B. Pachtrechten, werden aufgefordert, 
diese Rechte innerhalb von 3 Monaten beim Landratsamt Main-Tauber-Kreis - 
untere Flurbereinigungsbehörde - Wellenbergstr. 3, 97941 Tauberbischofsheim 
anzumelden. 
 

Werden Rechte erst nach Ablauf der 3-Monatsfrist angemeldet oder 
nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen 
Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. Der Inhaber eines solchen 
Rechts muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs 
ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist 
durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes in Lauf gesetzt worden ist. 
 

b) In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum 
ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören. 
Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche 
Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, 
hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. 
 
Sind entgegen diesen Vorschriften Änderungen vorgenommen, Anlagen 
hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungsverfahren 
unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren 
Zustand, notfalls mit Zwang, wieder herstellen lassen, wenn dies der 
Flurbereinigung dienlich ist. 

 

c) Bäume, Beerensträucher, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden. 

 muss die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 
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d) Auf den in das Flurbereinigungsverfahren einbezogenen Waldgrundstücken 
dürfen Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung übersteigen, nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 
vorgenommen werden. Anderenfalls kann diese anordnen, dass die abgeholzte 
oder verlichtete Fläche wieder ordnungsgemäß zu bepflanzen ist. 

 

e) Wer den unter b) - d) genannten Bestimmungen zuwiderhandelt, kann wegen 
Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße belegt werden. 

 

f)  Neben den unter 4 a) bis d) genannten Einschränkungen gelten die 
Beschränkungen nach dem Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz sowie 
dem Naturschutzrecht (z. B. Dauergrünlandumwandlungsverbot, Biotop- und 
Artenschutz) unverändert weiter. 

 

5. Rechtsbehelfsbelehrung 

- -
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